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Die Bedrohung der freien Nede in der 
Volksvertretung. 


Wir haben unſern Leſern ſchon mitgetheilt, daß ein 
Mann, gleich ausgezeichnet als Volksvertreter wie als 
Richter, daß der Abgeordnete Tweſten auf Antrag des 
Staatsanwalts durch einen Unterſuchungsrichter über 
feine Rede vernommen ift, die er im Abzeordnetenhauſe 
über die Mängel und Schäden unſeres Gerichtsweſens 
gehalten hat. Wir begen die Erwartung, daß auf Grund 
des Artikels 84 der Verfaſſung jeder preußiſche Gerichts⸗ 
Bf es für unerlaubt erklären wird, ein Mitglied der 
andesvertretun b 0 wegen Aeußerungen zu ver⸗ 
folgen, die derfel e in einem der beiden Hauer des 
Landtages gethan hat. Nach Artikel 84 darf nämlich 
ein Mitglied des Herrenhauſes für Meinungen, die er 
in dieſem Haufe ausgeſprochen hat, nur innerhalb des⸗ 
ſelben, und eben ſo darf ein Abgeordneter für ſeine im 
Abgeordnetenhauſe ausgeſprochenen Meinungen nur inner⸗ 
15 dieſes Hauſes ſelbſt zur Rechenſchaft gezogen werden. 
ie Verfaſſung verbietet alſo ganz ausdrücklich, die Mit⸗ 
glieder der beiden Hauſer des Landtages „für ihre darin 
ausgeſprochenen Meinungen“ zur gerichtlichen oder auch 
zur Disziplinar⸗Unterſuchung zu ziehen. 
Deſſenungeachtet haben Feinde der Verfaſſung den 
klaren Wortſinn des Artikels 84 hinweg zu lrugnen ver⸗ 
ſucht. Sie haben nämlich die unerhörte Behauptung 
aufgeſtellt, daß Aeußerungen, für weiche Jemand nach 
dieſem oder jenem Sage des Strafgeſetzbuches zur ge⸗ 
richtlichen Unterſuchung gezogen werden könnte, keine 
„ausgeſprochenen Meinungen“ find. Wir haben ſchon 
in unſerem Blatte vom 10. Juni den vollkommenen Wider⸗ 
finn einer ſolchen Behauptung nachgewieſen. Wir wollen 
aber unfere damaligen Worte nicht wiederholen; denn für 
denkende Männer waren ſie ſchon das erſte Mal nicht 
nöthig, und diejenigen, die dem geſunden Menſchen⸗ 
verſtande einmal in's Geſicht ſchlagen wollen, bekehrt 
man nicht, auch wenn man mit Engelszungen zu ihnen 
ſprechen könnte. rs 
agegen müſſen wir mit einem kurzen Worte darauf 
hinweiſen, daß es gegen alle geſunden Begriffe von 


Recht und Staat verſtoßen würde, wenn irgend eine 
Verfaſſung in der Welt den Gerichten des Landes er⸗ 
lauben wollte, einen Vertreter des Volkes wegen Aeuße⸗ 
rungen zu verurtheilen, die er in ſeinem Amte als Volks⸗ 
vertreter gethan hat. Wir berufen uns dabei nicht auf 
die Anſichten eines Fortſchrittsmannes, ſondern auf die 
Meinung eines Mannes, der durch „Allerhöchſtes Ver⸗ 
trauen“ zum Mitgliede des Herrenhauſes ernannt iſt, 
nämlich des Wirklichen Geheimen Legationsrathes und 
Unter⸗Staatsſekretairs z. D. Herrn von Gruner. Der- 
ſelbe ſprach in der Sitzung des Herrenhauſes vom 14. 
Juni d. J. im Weſentlichen jo: „Der Hauptgrund gegen 
die Zulaſſung eines ſtrafgerichtlichen Verfahrens wegen 
Aeußerungen innerhalb der Landesvertretung liegt in der 
Stellung, die die Verfaſſung den beiden Häufern des 
Landtages gegeben hat. Nach der Verfaſſung nämlich 
ſteht jedes der beiden Häuſer in der Mitwirkung bei der 
Gejepgebung beinahe der Krone gleich. Dieſer Stel⸗ 
lung würde es nicht entſprechen, wenn der einzelne Richter 
über den einzelnen Abgeordneten und die richterliche 
Gewalt über die beiden Häuſer des Landestages geſtellt 
würde.“ Natürlich ſprach Herr von Gruner nur im 
Sinne von ſehr wenigen ſeiner Kollegen; aber daß er 
Recht hat, kann niemand beſtreiten, der Sinn und Ver⸗ 
ſtändniß für die Stellung und die Würde der Volks⸗ 
vertretung beſipt. 

Wer ſich dennoch darüber wundern ſollte, daß in 
einem Rechtsſtaate irgend Jemand überhaupt oder auch 
nur in gewiſſen Fällen der richterlichen Gewalt nicht 
ebenſo unterworfen ſein ſollte, wie die übrigen Staats⸗ 
angehörigen, dem antworten wir Folgendes: 

„In jedem Staate muß es eine höchſte Gewalt 
geben, und die höchſte Gewalt kann natüllich keine noch 
böbere über ſich haben. „Darum iſt es der feſtſtebende 
Grundſatz aller monarchiſchen Staaten, daß der König 
keinen Richter über ſich hat, obgleich Jedermann weiß 
daß die Fürſten, ebenſo wie andere Sterbliche, irren, 
ſündigen und die ir übertreten können. Auch in 
der verfaſſungsmäßigen Monarchie iſt nur die 
Vorſorge getroffen, daß (bei uns Art. 44 der Berfaffun 
die Regierungsakte des Königs nur dann Güttigkeit 


haben, wenn ein Miniſter durch feine Gegenzeichnung 
die Verantwortlichkeit für dieſelben übernimmt. Ferner 
iſt in der verfaſſungsmäßigen Menarchie die höchſte Ge⸗ 
walt in der Geſetzgebung, in der Beſteuerung, in der 
Verausgabung der öffenklichen Gelder und in noch an⸗ 
deren Punkten nicht dem König allein, ſondern dem 
König in Gemeinſchaft mit den Vertretern des 
geſammten Volkes übertragen. Die Mitglieder der 
Volksvertretung ſind für die Beſchlüſſe derſelben daher 
ebenſowenig verantwortlich, wie der König für ſeine Re⸗ 
gierungshandlungen, und natürlich find fie es ebenſowenig 
für diejenigen Worte, welche fie bei ihren Verhandlungen 
geſprochen haben. Freilich hat die Unverantwortlichkeit 
der höchften Staatsgewalten unter Umſtänden ihre gro⸗ 
ßen Unbequemlichkeiten, und ſicherlich hat fie es für ſolche 
Leute, die ſich zu Herren über Verfaſſung und Volks⸗ 
vertretung oder auch zu Herren über die Krone machen 
möchten. Aber ebenſo begreift jeder verſtändige Mann, 
daß dieſe Unbequemlichkeiten ein wahres Kinderſpiel gegen 
den unſäglichen Schaden find, den die Verantwortlichkeit 
der höchſten Staatsgewalten für das ganze Volk haben 
würde. Welche Tollheit es wäre, in einem monarchiſchen 
Staate die Krone unter die richterliche Gewalt zu ſtellen, 
begreift jedes Kind, und ebenſo könnte faſt ſchon ein 
Kind es begreifen, daß man die Volksvertretung nicht 
unter die richterliche Gewalt ſtellen kann, ohne die Ge⸗ 
richtshöfe entweder zu Herren über das ganze Land oder 
zu gehorſamen Dienern der jedesmal obenauf ſchwimmen⸗ 
den Partei zu machen. 

Wir haben am 10. Juni d. J. unſere Verfaſſung 
mit einem Schiffe verglichen, das gewiſſe Leute nur gar 
zu gern in den Grund bohren möchten. Wir ſagten, eine 
der feſteſten Planken dieſes Schiffes, dicht neben dem 
Kiele, wäre der Artikel 84, der mit den bündigſten Wor⸗ 
tei unſerer Volksvertretung die freie Rede gewähr⸗ 
leiſtet. Wer dieſe Planke zerſtört, der wird das Schiff 
diefer Verfaſſung zum Sinken bringen. Aber wir 
hoffen, daß fich niemand finden wird, um mit der Art 
der Gewalt den verhängnißvollen Hieb zu thun. Denn 
wir wollen lieber in dieſem, leider nicht überall wohl⸗ 
gefugten Schiffe bleiben, als die ſchweren Mühen und 
Gefahren eines andern, wenn freilich dann auch feſteren 
Schiffbaues auf unſere und unferer Nachkommen Schul⸗ 
tern laden. . 


Politiſche Wocheuſchau. 

Preußen. Der 15. September iſt nun herangerückt, an 
welchem Tage bekanntlich das neue Proviſorium in den Elb. 
Herzogthümern laut der Uebereinkunft von Gaſtein in Kraft 
tritt. In Schleswig⸗Holſtein ſah man dem Tage mit Ban- 
gen und Trauer entgegen, wird ja von jetzt ab das Land 
wieder getheilt, nachdem die Zuſammengehörigkeit eben erſt 
wieder errungen war Da die Stände von den jetzigen 
Machthabern nicht um ihre Anſicht über die gegenwär⸗ 
tige und zukünftige Geſtaltung des Landes befragk worden, 
traten die Mitglieder der holſteiniſchen Ständeverſammlung 
(nur die Vertreter der „Ritterſchaft“ hatten ſich nicht einge⸗ 
funden) in Kiel zuſammen, un den Wünſchen und Gefühlen 
der Bevölkerung Ausdruck zu geben; ihnen ſchloſſen ſich die 
Vertreter der ſchleswig ⸗ bolſteiniſchen Vereine an. Zu be 


dauern bleibt dabei nur, daß die Ständemitglieder mit ihrem 
Proteſt anſtatt an die Großmächte, ſich an den Bundestag 
gewandt haben, deſſen Ohnmacht nun doch auch dem Blin- 
deſten klar ſein müßte; gut wäre es auch geweſen, wenn die Her⸗ 
ren ſich über die Zugeſtändniſſe, die ſie dem preußiſchen Staate 
zu machen bereit ſind, etwas klarer und eingehender ausge⸗ 
ſprochen hätten. — Vom 15. September ab wird nun der 
Generallieutenant von Manteuffel in Schleswig als preußi⸗ 
ſcher Gouverneur und der Feldmarſchall⸗ Lieutenant von 
Gablenz in Holſtein als öſterreichiſcher Statthalter refidi⸗ 
ren. Die Verichiedenheit in der Titulatur mag unbedeu⸗ 
lend ſein; ſie läßt aber doch ſchon im Voraus die unaus⸗ 
bleiblichen ferneren Konflikte zwiſchen den beiden Mitbeſitzern 
ahnen. Zunächſt muß hervorgehoben werden, daß in der 
Beſetzung der oberen Beamtenſtellen ſofort ein großer Un⸗ 
terſchied zwiſchen den beiden Verbündeten hervortritt. Preu⸗ 
ßen entfernt die jetzt fungirenden Beamten, weil ſie im Ver⸗ 
dacht auguſtenburgiſcher Geſinnung ſtehen, und erſetzt fie durch 
ſolche, welche früher der däniſchen Regierung als getreue 
Werkzeuge gedient. Daß die Mißſtimmung in der Bevöl⸗ 
kerung hierüber groß iſt, kann man ſich denken; nicht am we⸗ 
nigſten werden ſolche Maßregeln von denen getadelt, die ganz 
auf preußiſcher Seite ſtehen; ſie ſagen: daß die ehemaligen 
Dänenfreunde mit einem Male ſich als Preußen⸗ 
freunde geberden, iſt nicht zu verwundern, ſie werden auch 
im gegebenen Momente wieder die däniſche Seite herauskeh⸗ 
ren. Für den preußiſchen Gouverneur ſollte es ein deutliches 
Zeichen fein, daß plötzlich die däniſch gefinnten Nordſchleswiger 
dad Haupt emporheben; fie haben eine demouſtrative Maffen- 
„Vergnügungsreiſe“ nach Kopenhagen gemacht, dort wacker mit 
den Hauptſtädtern gezecht und ſich in dem Gedanken berauſcht, 
daß Nordſchleswig doch wieder mit Dänemark verbunden wer⸗ 
den wird. Die Hülfe der Weſtmächte, trotzdem ſich dieſe jetzt 
ſehr ruhig verhalten, ſcheint den Dänen gewiß; ſie wiſſen, 
daß der Kaiſer Napoleon ſtets und ſtets eine „nationale“ 
Löſung befürwortet und ſie finden ja gar Bundesgenoſſen in 
deutſchen Zeitungen. Zu der preußiſchen Regierung aber 
haben wir das Zutrauen, daß ſie (was auch in letzter Zeit 
von früheren Verhandlungen des Herrn v. Bismarck mit einem 
däniſchen Agenten geredet worden iſt) nie und nimmer in 
eine Preisgabe Nordſchleswigs willigen werde. — Von dem 
öſterreichiſchen Statthalter vernimmt man, daß er die bis⸗ 
herigen Beamten in ihren Stellen belaſſen und in einer Pro⸗ 
klamation das Proviſoriſche des gegenwärtigen Zuſtandes be⸗ 
ſonders betonen werde. 

Leider dauert auch der proviſoriſche Zuſtand des von den 
Preußen gefangen gehaltenen Redakteurs May noch fort. 
Daß derſelbe vor das Kreisgericht in Perleberg geſtellt werden 
ſoll, iſt bekannt; am 10. Septembar war er aber noch immer 
auf der Hauptwache in Rendsburg. — Sieben Wochen iſt 
May nun alſo ſchon in Haft, ohne verhört oder vor ſeine 
„ordentlichen Richter“ geſtellt worden zu fein; dieſe beklagene⸗ 
werlhen Thatſachen werden von den Feinden Preußens im 
Auslande ſehr ſtark ausgebeutet. - 

Aehnlich vera es fi) mit dem in voriger Nummer er- 
wähnten Vorfall, der ſich am 4. Auguſt in Bonn ereignet 
hat. Wenn die inländiſche Preſſe den Fall benutzt, um von 
Neuem dahin zu wirken, daß den Soldaten das Waffentragen 
außer Dienſt unterſagt, oder mindeſtens nicht anbefohlen 
werde, fo iſt das begreiflich. Die ausländiſche Preſſe (und 
leider ſtimmen auch ſüddeutſche Zeitungen in den Lärm ein) 
reden ſich von Tag zu Tag in größere Hitze und thun ſo, 
als ob Preußen ein von Hottentotten bewohntes Land wäre. 
Sie fabeln von „Mord“, während doch nur eine ſchwere, 
Nachts im Streit und in der Angetrunkenheit verübte Körper⸗ 


„ 


; d zur Folge hatte, vorliegt. Daß man 
e nicht in ſtrenger Unſerſuchungshaft 
hält, finden wir in der Ordnung, da er der Flucht nicht im 
mindeſten verdächtig iſt; ihn deshalb zu verhaften, weil die 
engliſchen Blätter es verlangen, wäre doch gar zu ſeltſam. 
Dieſe Blätter ſollten ſich nur erinnern, was ſie ſagten, als 
die geſammte deutſche Preſſe eine Vertagung der Hinrichtung 
Franz Müller's befürwortete, um den zweifelhaften Rechtsfall 
nochmals zu unterſuchen; ſie erwiderten uns, Müller ſei nach 
engliſchem Recht abgeurtheilt und dabei müſſe es ſein Be⸗ 
wenden haben. Nun, wir rufen ihnen jetzt zu, den Urtheils⸗ 
ſpruch der preußiſchen Richter abzuwarten. — Unſere Regie⸗ 
rung kann aus dem vorliegenden Thema lernen, daß die liberale 
Preſſe keineswegs darauf verſeſſen iſt, ihr Opposition um jeden 
Preis zu machen. 

Die Beſitzergreifung von Lauenburg wird im Auftrage 
des Königs durch den Grafen Arnim⸗Boytzenburg erfolgen. 
Die an Oeſterreich zu zahlende Kaufſumme erfolgt aus den 
Privatmitteln des Königs. 

Die wegen Verbreitung eines Wahlaufrufs unter Anklage 
geſtellten ſiebzehn Abgeordneten der Provinz Preußen find am 
11. September vom Kreisgericht in Mohrungen freige⸗ 
ſprochen worden. Die Anklage lautete auf Verleumdung 
und Beleidigung des Staate miniſteriums. Der Abgeordnete 
Rechtsanwalt von Forckenbeck aus Elbing führte die Ver⸗ 
theidigung. Erſchienen waren die Angeklagten Bender, Buch⸗ 
holz, Donalies, Gerlich, von Hennig, von Hoverbeck, Möller, 
Papendieck, Plehn, Schmiedicke. 

Der Abgeordnete Kreisrichter Baſſenge in Lauban war 
im Disziplinarwege zur Strafverſetzung ohne Erſtattung der 
Umzugskoſten verurtheilt worden. Der Juſtizminiſter hat 
ihm jetzt feinen Aufenthalt in Trzemeszno angewieſen, einem 
Orte von 3000 (wahrſcheinlich meiſt polniſchen) Einwohnern. 

Der Abgeordnete v. Kirchmann, Vizepräſtdent des Ap⸗ 
pellationsgerichts in Ratibor, wurde vielfach für den Verfaſſer 
berjenigen Artikel der „Breslauer Zeitung“ gehalten, welche 
die Ueberſchrift: „Aus dem Abgeordnetenhauſe“ trugen. Das 
Obertribunal hielt (wahrſcheinlich auf Veranlaſſung des Juſtiz⸗ 
miniſters) dieſe Artikel für geeignet, gegen Kirchmann eine 
Disziplinar⸗Unſerſuchung zu erheben, und der Redakteur der 
„Bresl. Ztg.“ wurde vor Gericht geladen, um zu bekunden, 
ob Kirchmann der Verfaſſer ſei. Der Redakteur, Herr Dr. 
Stein, (bekannt als ehemaliges Mitglied der preußiſchen 
Nationalverſammlung) erklärte, daß Kirchmann nicht der 
Verfaſſer ſei. 

In Berlin ſind die zuletzt gewählten ſechs unbeſoldeten 
Stadträthe ſämmtlich nicht beſtätigt worden. Auch aus an⸗ 
deren Orten werden wieder Nichtbeſtätigungen gemeldet. 

Sämmtliche Konfiskationen und Preßprozeſſe aufzählen, 
fehlt uns der Raum. Wir erwähnen nur, daß der Abgeord⸗ 
nete Hoppe, Redakteur der wackeren „Magdeburger 
Preſſe“ wegen eines Berichts über das Abgeordnetenfeſt in 
Köln, den er als perſönlicher Theilnehmer geſchrieben hatte, 
zu 20 Thalern verurtheilt worden iſt. In Berlin haben 
nach dem Ende der Gerichtsferien die Preßverhandlungen 
au dem Freitag in jeder Woche begonnen. Eröffnet wurden 
dieſelben mit je zwei Anklagen gegen die „Berliner Reform“ 
und gegen das Witzblatt „Helmerding.“ Beide Blätter waren 
in je einem Falle wegen Majeſtätsbeleidigung angeklagt und 
wurden freigeſprochen; in den anderen Fällen 9 iniſterbelei⸗ 

ung) wurde auf Geldbuße erkannt. Der Redakteur der 
erl. Reform“, Dr. Guido Weiß, gegen den die Ma⸗ 
jeſtätsbeleidigun sklage auf Grund einer zufälligen Zuſammen⸗ 
ftellung zweier Nachrichten in einer a ſheinbcen Notiz er⸗ 
hoben war, ſprach zu feiner Vertheidigung die beherzigens 


verletzung, 
den fungen Uebelthäter 


| Staatsmitteln zu fördern ſei. 


werthen Worte: „Ich beſtreite nicht, daß ein beherzter Schrift ⸗ 
fteller in heutigen Zeitläuften auch die Gefahr einer Majeſtäts⸗ 
beleidigung über ſich nehmen kann, aber es muß ihn dann 
getrieben baben, ein ſehr ernſtes Wort an den König oder 
das Volk damit geſagt zu haben, er wird ſich dieſer Gefahr 
mit Bewußtſein nicht unterziehen bei einer gewöhnlichen, klei⸗ 
nen Zeitungs nachricht. Die politiſchen Anklagen in Preußen 
beginnen jetzt eine charafteriſtiſche Neigung zu der fo ſehr be. 
quemen Kategorie der Majeſtätsbeleidigung zu haben. 
Tacitus hat darüber ein ſehr deutliches, ſehr treffendes Wort 
geſagt; es iſt Sache der preußiſchen Richter, dafür zu 
orgen, daß es mit dieſen modernen Studien des Imperialis⸗ 
mus nicht zu weit gedeihe!“ 

In Glogau war der ſchleſiſche Städtetag wieder 
zahlreich verfammelt.. Derſelbe faßte unter Anderem folgende 
Beſchlüſſe: Die Handwerk r⸗Fortbildungsſchulen erklärte er als 
eine dringende Kommunal ache, die ohne Beanſpruchung von 

; Die Städtechroniken wur 
den als wirkſames Mittel zur Hebung des Gemeinſinns em- 
pfohlen. In Betreff der Städteordnung wurde der Wunſch 
ausgeſprochen, daß die Veräußerung der Grundſtücke wie 
Anftelung der unteren Beamten lediglich nach den Grund⸗ 
ſätzen der Selbſtver waltung zu beſtimmen ſeien. Auch 
wurde für die Stadtverordnetenwahlen das geheime 
Verfahren als wünſchenswerth bezeichnet. In Betreff des 
Feſtungsraponregulativs ſchlug der Städtetag mehrere Aenderun⸗ 
gen vor, die durch die Gerechtigkeit geboten ſeien. Er erklärt 
ferner: Es ſei dringend wünſchenswerth, daß die Städte ihre 
polizeilichen Angelegenheiten ſelbſtſtändig verwalteten und der 
landräthlichen Beaufſichtigung enthoben würden. Das Prinzip 
der Selbſtverwaltung wie das Intereſſe der Kommunen erheiſche 


eine geſetzliche Regulirung und Beſchränkung des Beſtäti⸗ 


gungerechts der Magiſtratswahlen Seitens des Staates, 
worüber weitere Anträge dem nächſten Städtetage, welcher 
1866 in Oppeln zuſammentritt, vorbehalten bleiben. 

In Trier iſt gegenwärtig die Generalverſammlung der 
katholiſchen Vereine verſammelt. Einer der geſtellten An⸗ 
träge geht dahin, die ultramontane Preſſe beffer zu organi⸗ 
ſiren. Ein Herr Kuhn aus Berlin ſtellte felgenden Antrag: 
„Der Schulzwang iſt ein Eingriff in die geheiligten Rechte 
der Familie und der perſönlichen Freiheit und beſchränkt und 
hindert die freiheitliche und ſelbſtſtändige Entwicklung der 
Volksbildung. Bei dem gegenwärtigen Beſtreben, die Schule 
von der Kirche zu trennen und dieſelbe konfeſſionslos zu 
machen, iſt die Aufrechterhaltung des Schulzwanges und 
des Staatsſchul Monopols gleichbedeutend mit der Aus⸗ 
rottung der Kirche in Deutſchland.“ — Derſelbe Herr 
klagt bitterlich über ſchwere Verletzung der durch die 
deutſche Bundesakte und die baieriſche Verfaſſung gewähr⸗ 
leifteten Gleichberechtigung der Konfeſſionen dadurch, daß 
die bairiſche Regierung die beiden katholiſchen Univerſt⸗ 
täten des Landes, München und Würzburg, ihres katholiſchen 
Charakters gänzlich beraubt hat, während ſie den proteſtan⸗ 
tiſchen Charakter derjenigen zu Erlangen, den verbürgten 
Rechten entſprechend, aufrecht erhält. Für die ſchreiende Ver⸗ 
letzung der Gleichberechtigung der Konfeſſionen in Oeſter⸗ 
reich haben dieſe Herren keine Augen, weil fie ihn en zu 
55 kommt. Am Konkordat darf bei Leibe nicht gerüttelt 
werden. 


Der Handelsvertrag zwiſchen dem deutſchen Zollverein 
und Italien. 


Der Zollverein hat in den letzten Jahren eine ſchwere 
Kriſts durchgemacht. Durch politiſche Motive gedrängt, hatte 
ein Theil der Mitglieder des Vereins den ganzen Beſtand 


deſſelben in Frage geſtellt, und nur die abfolute Unmöglichkeit 
bei dem ungeheuren Fortſchritt, welchen der Verkehr in den 
letzten dreißig Jahren genommen, demſelben die Schranken 
von Neuem aufzuerlegen, welche ihn vor einem Menſchenalter 
einengten, und die Unmöglichkeit heut zu Tage, wo das Dampf⸗ 
roß in wenigen Minuten mehrere deutſche Vaterländer durch⸗ 
fliegt, die alten Schranken wieder aufzurichten, und an jeder 
Grenze Zoll und Gebühren zu erheben, nur dieſe Unmöglich⸗ 
keiten haben es verhindert, daß jene Regierungen in ihrem 
Eifer ſoweit gegangen find, ihren Entſchluß, die wirthſchaft⸗ 
lichen Intereſſen des Volkes ihren 1 Intereſſen nach⸗ 
gufegen, auszuführen. So gaben denn endlich die widerſtrebenden 
Regierungen nach. Nachdem drei Jahre hindurch der 
franzöſiſche Markt durch ſolche Haltung jener 
Kabinette dem deutſchen Handel verſchloſſen war, 
und demſelben dadurch ein unendlicher bedeutender 
Schaden zugefügt wurde, indem andere Nationen den 
Löwenantheil des Handels vorweg nahmen, trat der Handels ⸗ 
vertrag zwiſchen Frankreich und dem Zollverein und der 
dieſem Vertrage entsprechende allgemeine Tarif endlich in 
Kraft. Daß dies geſchehen, war, wie jeder, der die Verhand⸗ 
lungen aufmerkſam verfolgt, erkannt haben wird, weniger die 
Folge der beſſeren 165 d der betreffenden Regierungen, 
als vielmehr eine Folge des feſten und entſchiedenen Auftretens 
der preußiſchen Regi, rung, welche beſtimmt erklärte, nur nach 
Annahme des franzöſiſchen Handelsvertrages den Zollverein 
erneuern zu wollen. Dieſes Mittel mußte helfen, und ſo ge⸗ 
lang es denn in letzter Stunde noch das Werk zu vollenden. 

Iſt aber die Feſtigkeit, welche Preußen damals zeigte, 
weit genug gegangen, und hat Preußen damals genug erreicht, 
fo daß es ſich für zwölf Jahre die Hände mit dem Gefühl 
binden konnte, es werde nicht nöthig haben, ſie zu gebrauchen? 
Man glaubte das wohl, indem man annahm, daß mit dem 
erſten Schritt auf der Bahn zum Freihandelsſyſtem das Vor⸗ 
wärtsſchreiten ſo e e bedingt ſei, daß an ein Inne⸗ 
a nicht mehr zu denken ſei. Man hielt deshalb eine 

iederholung der Vorgänge beim Abſchluß des Handels- 
vertrags mit Frankreich für unmöglich. In dieſer Ueberzeu⸗ 
ung hielt man es für an auf die Erfüllung einer 

orderung zu dringen, welche die Organiſation des Zollvereins 
betraf, und deren Erfüllung eine wirthſchaftliche und eine 
politiſche Bedeutung hatte. Die Erfüllung dieſer Forderung 
ſollte es einerſeits zur Unmöglichkeit machen, daß einer oder 
mehrere kleine Staaten das Zuftandekommen eines nützlichen 
und nothwendigen Handelsvertrags oder das Snölebentreten 
einer ſonſtigen Neuerung hinderten, und andererſeits hätte ſie 
den deutſchen Fürſten das erſte Beiſpiel von der Nothwendig⸗ 
keit gegeben, durch Unterordnung unter den Geſammt⸗ 
willen einen Theil ihrer Souverainetät opfern zu müſſen. 
Dieſe fürſtliche Souverainetät iſt jetzt in der 
Zollvereind-WBerwaltung vollſtändig gewahrt, jede noch 
ſo nützliche und nothwendige Maßregel muß ſcheitern, wenn 
ein Fürſt, und ſei es der Regent des kleinſten Staates, jagt: 
„Ich will nicht.“ Daß dies ein Uebel iſt 105 ſich oft gezeigt, 
dennoch hat man immer noch nicht an eine Aenderung gedacht, 
vielleicht, weil diejenigen, welche im entſcheidenden Augenblicke 
das eniſcheidende Wort zu ſprechen haben, gerade eine Schonung 
der vollen Souperainetät für nothwendig halten. 

Man hat alſo die Gelegenheit, welche ſich bei der Er⸗ 
neuerung des Zollvereins im vorig n Jahre kot, nicht benutzt, 
um die innere Verfaſſung des Jollvereins zu ändern, und 
ſchon jetzt ſtehen wir vor einem Falle, welcher dieſe Ver⸗ 


Preußen iſt im Intereſſe des Zollvereins mit dem König⸗ 
reich Italien wegen des Abſchluſſes eines Herden 
in Unterhandlungen getreten. Der geſammte Induſtrie. und 
Handele ſtand Deutſchlands erkennt den ſchnellen Abſchluß 
eines ſolchen Vertrages als dringend nothwendig an, damit 
der italieniſche Markt nicht für die deulſche Induſtrie ver⸗ 
loren gehe, und dennoch kann dieſer Vertrag nicht ab⸗ 
geſchloſſen werden, weil einige Zollvereins⸗Re⸗ 
gierungen kein Königreich Italien kennen, ſondern 
nur ein Königreich Sardinien, ein Königreich 
Neapel, ein Großherzogthum Toskana u. ſ. f., und 
immer noch annehmen, daß die Fürſten der letzt⸗ 
1 Länder nur zufällig abweſend ſind. Es 
ind das legirimiſtiſche Grillen, über welche man lachen könnte, 
wenn nicht der Schaden, welcher unfrer Induſtrie dadurch er⸗ 
wächſt, gar ernſthaft und recht bedeutend wäre. 


Das haben auch die Induſtriellen der verſchiedenen deut⸗ 
ſchen Staaten ſchon eingeſehen, und fie find beſtrebt, das 
ihrige zu thun, um den ſchnellen Abſchluß des Handelsver⸗ 
trages mit alien zu befördern. Es find die Handelskam⸗ 
mern und Gewerbekammern, theils freiwillig, theils von den 
Regierungen aufgefordert, zuſammengeireten, um es aus⸗ 
zuſprechen, daß das materielle Intereſſe des Landes 
den Abſchluß dieſes Handelsvertrages verlangt, 
und daß es an der Zeit wäre, endlich einmal gründlich 
mit der Hintenanſetzung der materiellen Inter- 
eſſen hinter dynaſtiſchen Rückſichten zu brechen. 
Ob dieſe Erklärungen die g. wünſchte Wirkung haben werden, 
das müſſen wir abwarten. Man darf aber nicht vergeſſen, 
daß, wenn auch alle größeren Staaten, ja ſelbſt auch die 
Areal der kleineren Staaten, welche jetzt, ſei es aus legi- 
timiſtiſcher Neigung, ſei es aus Liebe zu On ſterreich oder aus 
Gegnerſchaft gegen Preußen, den Abſchluß des Handelsver⸗ 
trages mit It ien durch Verweigerung der Anerkennung des 
Königreichs Italien verzögern, dieſem von dem Volke aus⸗ 

eübten Drucke nachgeben und ſich zur Anerkennung des 
önigreichs Italien bereit erklären, dennoch der Vertrag nicht 
abgeſchloſſen werden kann ohne Zuſtimmung aller Fuͤrſten. 
Es kann ein einziger kleiner Staat, und wenn derſelbe auch 
gar kein nennenswerthes 1 an dem Vertrage ſelbſt 
und ſeinen Folgen hätte, durch fein ſouveränes „Nein“ den 
Abſchluß des Vertrages für die nächſten zwölf Jahre unmög- 
lich machen. 

Dieſe hier kei Gelegenheit des Vertrages mit Italien 
hervortretenden Zuſtände können, das wird Niemand leugnen, 
auf die Dau der Entwicklung des Zollvereins nicht heilſam 
ſein. Es ſcheint daher Pflicht der Preſſe und der betreffen⸗ 
den induſtrielle n Kö perſchafte n zu fein, immer wieder und 
wieder auf eine möglichſt baldige Aenderung der inn ren Ver⸗ 
faſſung des Zollvereins, welche ſolche Vorkommniſſe geſtattet, 
hinzuwirken. Möne man ſich von der Thätigkeit in dieſer 
Richtung nicht durch den G⸗dank en at halten laſſen, daß für 
die nächſten zwölf Jahre doch nichts in dieſer Beziehung zu 
thun wäre. Möge man im Grgentheil ſich von dem Gedan⸗ 
ken tragen laſſen, daß eine Wirkſamkeit in dieſer Beziehung 
zugleich ein Arbeiten für die Löſung der deutſchen Frage ift, 
da dad Aufgeben der vollen fürſtlichen Souverainetät in dieſer 
Bezi⸗hung den Fürſten ſelbſt die Möglichkeit zeigen wird, es 
auch auf anderm Gebiete zu tbun. Vielleicht gelingt 
es in dieſer Sache der öffentlichen Meinung b. 
beweiſen, daß fie wirklich die fehlte Groß⸗ 
macht iſt. 


ſäumniß bitter empfinden läßt. 


Druck und Verlag von Franz Duncker in Berlin. — Berantwortlicher Redakteur und Herausgeber: Dr. G. Lewinſtein in Berlin. 


